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Beschluss-Nr. STA 09/01/22 vom 17.01.2022 
 

der Regionalen Planungsgemeinschaft Mittelthüringen (RPG) über die 
 

Stellungnahme zum Antrag auf Bundesfachplanung für die Netzanbin-
dung Südharz (BBPlG Nr. 44) – "Höchstspannungsleitung Schrap-
lau/Obhausen – Wolkramshausen – Vieselbach; Drehstrom 380 kV", Ab-
schnitt Süd (Wolkramshausen – Vieselbach) 
 

Mit Schreiben vom 14.09.2021 hat die Bundesnetzagentur u. a. die RPG über die Durchführung 
der o. g. Bundesfachplanung informiert und ihr in diesem Rahmen die Gelegenheit eingeräumt, 
eine Stellungnahme abzugeben. Hierzu hat sie ebenfalls die dazu notwendigen Unterlagen in di-
gitaler Form übergeben. 
Die Netzanbindung Südharz ist als Projekt Nr. 44 in der Anlage zu § 1 Abs. 1 des Bundesbedarfs-
plangesetz es (BBPlG) gesetzlich festgelegt. Dabei handelt es sich um den Ersatz der bestehen-
den 220 kV-Leitung von Schraplau/Obhausen über Wolkramshausen nach Vieselbach durch eine 
380 kV-Leitung. Diese Erhöhung der Leistungsfähigkeit ist mit einem vollständigen Neubau ver-
bunden. Aufgrund ihrer Funktion im Gesamtnetz kann der Abbau der bestehenden 220 kV-Leitung 
jedoch erst erfolgen, wenn die neue Leitung in Betrieb gegangen ist. 
Vor diesem Hintergrund sieht § 4 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG) vom 
28.7.2011 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25.2.2021 (BGBl. 
I S. 298), die Durchführung einer Bundesfachplanung zur Festlegung eines Trassenkorridors für 
die neue Leitung vor. Hierzu bestimmt § 5 Abs. 4 NABEG „auch etwaige ernsthaft in Betracht 
kommende Alternativen von Trassenkorridoren“ als Gegenstand der Prüfung. 
Die Korridore sind somit auch Gegenstand der vorgelegten Unterlagen für die Bundesfachpla-
nung. Auf der Grundlage dieser Un¬terlagen fasst der Strukturausschuss daher folgenden Be-
schluss: 

Die RPG spricht sich für keine der in diesem Verfahren untersuchten und vorgeschlagenen 

Trassenvarianten aus. 

Hinweis: 

Die Unterlagen sind vor allem aufgrund 

• des immensen Materialumfangs, 

• der nicht plattformübergreifenden Software, 

• des fehlenden roten Fadens, 

• einer kaum erkennbaren Strukturierung des Materials, 

• des ungünstigen Aufbaus der einzelnen Dokumente sowie 

• zahlreicher technischer Unzulänglichkeiten 

nicht dazu angezeigt, eine ordnungsgemäße Beteiligung insbesondere der Öffentlichkeit zu 

gewährleisten. 
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Begründung: 

Die Tatsache, dass sich die RPG für keine der im Verfahren behandelten Trassenvarianten aus-
spricht, liegt im Wesentlichen in der unter den Hinweisen angesprochenen mangelnden Qualität 
der Unterlagen begründet, die eine solche weitreichende Entscheidung nicht möglich macht. Als 
Beispiel sei der Umweltbericht (Unterlage C) genannt, und hier speziell die für die Bestandstrasse 
dort ermittelten möglichen Verbotsverstöße gegen §44 Bundesnaturschutzgesetz: Hier ist eine 
abschließende Bewertung ist erforderlich, um im Rahmen der Bundesfachplanung zu einer finalen 
Einschätzung der Korridore kommen zu können.  
Die verfahrensführende Behörde ist daher gut beraten zu überlegen, ob die Unterlagen dieser 
Bundesfachplanung in der vorgelegten Form tatsächlich für die Beteiligung vor allem auch der 
Öffentlichkeit geeignet sind. Allein die Menge der Unterlagen ist für Personen, die sich regelmäßig 
auf grund ihrer Profession mit solchen Verfahren befassen, bereits eine gewisse Herausforderung. 
Umgekehrt darf davon ausgegangen werden, dass die breite Öffentlichkeit damit überfordert sein 
dürfte. Es besteht unmittelbar die Gefahr, dass damit in der Öffentlichkeit der Eindruck der bewuß-
ten Intransparenz entsteht, um eine zügige Durchführung des Vorhabens zu sichern. 
Die angesprochenen Gesichtspunkte (fehlender roter Faden und die kaum erkennbare Strukturie-
rung des Materials) unterstreichen diesen Eindruck ebenso wie der Aufbau der einzelnen Textdo-
kumente. Hier findet der Einstig zuerst mit der Zusammenfassung des Ergebnisses statt und führt 
dazu, dass nicht nur Inhalte im Laufe des Dokumentes mehrfach dargelegt werden, sondern dass 
deshalb vor allem am Anfang Fragen auftauchen, die zwar in den nachfolgenden Abschnitten er-
läutert bzw. deren Antwort hergeleitet werden, am Anfang des Dokumentes aber zu entsprechen-
den Verunsicherungen führen. 
Hinzu kommen technische Unzulänglichkeiten, da die Nutzung der Unterlagen mit allen hilfreichen 
oder auch für das bessere Verständnis vorgesehenen Verlinkungen und anderen Assis-tenzmitteln 
ausschließlich für die Benutzung unter dem Betriebssystem Windows vorgesehen ist. Um dem 
Anspruch der umfassenden Öffentlichkeitsbeteiligung wirklich gerecht zu werden, darf es nicht 
zum Ausschluss von Personen kommen, die dieses Betriebssystem nicht verwenden, sondern z. 
B. Apple oder Linux, und diese Hilfsfunktionen nicht nutzen können. Dies wird nur mit einer platt-
formübergreifenden oder über den Browser zu nutzenden Anwendung abgesichert. Hinzu kom-
men weitere technische Unzulänglichkeiten wie nicht funktionierende oder in die Irre gehende 
Links (z. B. bei einigen Immissionsschutzpunkten). Je mehr solcher Funktionen genutzt werden 
sollen, desto höher ist zwangsläufig das Fehlerrisiko. 
Noch nachteiliger wirkt sich aus, wenn z. B. Funktionen nur optional angegeben sind (wie z. B. 
Links für die Konfliktpunkte von den Karten zum Text). Hier werden Erwartungen geweckt, die 
dann nicht erfüllt und im Weiteren vermisst werden. Insoweit besteht für diese Bundesfachpla-
nung die Gefahr, dass sie aufgrund der vorgelegten Unterlagen bereits deshalb den Anforderun-
gen an eine Beteiligung der Öffentlichkeit nicht gerecht werden kann und das Verfahren bestenfalls 
mit anderen Unterlagen wiederholt werden müsste. 

Abstimmungsergebnis: 

Mitglieder gesamt: 7  
Anwesende Stimmberichtigte: 6 
Zustimmung: 6 
Gegenstimmen: 0 
Enthaltung: 0 

gez. Bausewein 
Vorsitzender 


